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oder Beschränkung der Nutzung von forstwirtschaftlichem 
Boden, die nicht gemäß § 6 ausgeglichen werden können, 
sind finanziell auszugleichen. Die Berechnung dieser wirt­
schaftlichen Nachteile, die z. B. durch Hiebsunreife, Nutzungs­
ausfall oder Holzleerhalten entstehen, sind entsprechend den 
geltenden Grundsätzen zur Wald Wertschätzung und Wald­
wertberechnung2 durchzuführen.

(3) Ausgleichsbeträge für wirtschaftliche Nachteile entspre­
chend Abs. 2 sind dem Fonds für Rohholzerzeugung, Landes­
kultur und Forstschutz der staatlichen Forstwirtschafts­
betriebe (Rohholzerzeugungsfonds) zuzuführen und für Maß­
nahmen der Rohholzerzeugung und der sozialistischen Landes­
kultur im Planjahr zu verwenden. LPG, die ihren Wald selbst 
bewirtschaften, führen die Ausgleichsbeträge für wirtschaft­
liche Nachteile dem Waldwirtschaftsfonds bzw. dem Fonds 
für Investitionen und -zwischengenossenschaftliche Einrichtun­
gen Waldwirtschaft dem Intensivierungsfonds oder dem 
Fonds für Investitionen zu. Die Mittel sind zweckgebunden 
für Maßnahmen zur Intensivierung der Waldwirtschaft und/ 
oder der sozialistischen Landeskultur einzusetzen.

IV.

§ 19
Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile 
der fischwirtschaftlichen Produktion

bei Entzug, Mitnutzung oder Beschränkung der Nutzung
(1) Die für den Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile infolge 

des Entzuges von Boden, Gebäuden und Anlagen sowie der 
Mitnutzung und Beschränkung der Nutzung getroffenen Rege­
lungen sind entsprechend für den Ausgleich wirtschaftlicher 
Nachteile bei Entzug, Mitnutzung oder Beschränkung der Nut­
zung von binnenfischwirtschaftlich genutzten Flächen, Gebäu­
den und Anlagen der Binnenfischerei anzuwenden.

(2) Bei dauerndem Entzug von binnenfischwirtschaftlich ge­
nutzten Flächen sind die wirtschaftlichen Nachteile vorrangig 
durch Maßnahmen wie

a) Bereitstellung von Ersatzteichen,
b) Erweiterung und/oder Rekonstruktion bestehender Fisch­

teiche,
c) Schaffung von Einrichtungen zur Intensivierung von 

Fischteichen durch technische Anlagen (Elektrifizierung, 
Belüftung usw.),

d) Bau von industriemäßigen fischereilichen Anlagen 
auszugleichen.

(3) Wirtschaftliche Nachteile der fischwirtschaftlichen Pro­
duktion infolge Wasserverunreinigung oder Wasserentzuges 
hat der nichtlandwirtschaftliche Nutzer auszugleichen. Ist ein 
Ausgleich der wirtschaftlichen Nachteile durch Erweiterung 
oder Schaffung von Produktionskapazitäten nicht möglich, 
hat der nichtlandwirtschaftliche Nutzer einen finanziellen 
Ausgleich zu gewährleisten.

(4) Wirtschaftliche Nachteile, die infolge der Beschränkung
der fischwirtschaftlichen Produktion durch die Errichtung von 
Steganlagen, Bollwerken, Bootsliegeplätzen und Bootshäu­
sern sowie von anderen Bauwerken und baulichen Anlagen 
an und in Gewässern entstehen, sind, wenn ein Ausgleich 
durch Erweiterung oder Schaffung von Produktionskapazitä­
ten nicht möglich ist, durch den nichtlandwirtschaftlichen Nut­
zer finanziell auszugleichen. .

(5) Die Berechnung und der finanzielle Ausgleich der wirt­
schaftlichen Nachteile erfolgen gemäß Anlage 8.

V.

Eigentumsrechte von Genossenschaftsmitgliedern
bei dauerndem Entzug von Boden, Gebäuden und Anlagen

§20
(1) Bei dauerndem Entzug von genossenschaftseigenem Bo­

den sowie von genossenschaftseigenen Gebäuden und Anla- 3

3 Z. Z. gilt die Verfügung vom 1. September 1978 über die Durchfüh­
rung von Waldwertschätzungen und Waldwertberechnungen (zu bezie­
hen beim VEB Forstprojektierung Potsdam, 1503 Potsdam-Bornstedt, 
Pappelallee 2).

gen ist das Entgelt bzw. die Geldentschädigung Bestandteil der 
Mittel zum Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile.

(2) Ist ein dauernder Entzug von genossenschaftlich genutz­
ten Bodenflächen, Gebäuden und Anlagen, die Eigentum der 
Genossenschaftsmitglieder sind, notwendig, ist unter Beach­
tung der konkreten Umstände sp zu verfahren, daß das Ver­
hältnis der Mitglieder zur landwirtschaftlichen Produktions­
genossenschaft gefestigt wird.

§21
(1) Bei dauerndem Entzug von Bodenflächen, die Eigentum 

von Genossenschaftsmitgliedern sind, sind bei Zustimmung 
des Eigentümers im Rahmen der Möglichkeiten genossen­
schaftseigene Bodenflächen als Ersatzfläche zu übereignen.

(2) Werden einem Genossenschaftsmitglied genossenschafts­
eigene Bodenflächen übereignet, so erhält die landwirtschaft­
liche Produktionsgenossenschaft vom nichtlandwirtschaft­
lichen Nutzer dafür das Entgelt bzw. die Geldentschädigung 
entsprechend den geltenden Rechtsvorschriften2.

§22
(1) Ist eine Übereignung genossenschaftseigener Bodenflä­

chen nicht möglich, sollte zwischen der landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaft und dem Mitglied vereinbart wer­
den, daß das Entgelt bzw. die Geldentschädigung der Genos­
senschaft als Investitionsbeitrag zur Verfügung gestellt wird.

(2) Wird der landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft 
das Entgelt bzw. die Geldentschädigung als Investitionsbei­
trag zur Verfügung gestellt, behält das Genossenschaftsmit­
glied wie vorher das Recht auf Bezug von Bodenanteilen.

(3) Wird Geldentschädigung gewährt, so leben nach den 
Rechtsvorschriften^ die beim Eintritt in landwirtschaftliche 
Produktionsgenossenschaften gelöschten Schulden wieder auf. 
Solange das Entgelt bzw. die Geldentschädigung als Investi­
tionsbeitrag in die landwirtschaftliche Produktionsgenossen­
schaft eingezahlt ist, gilt die Forderung als gestundet. Für die 
Zeit der Stundung werden keine Zinsen erhoben.

VI.

Schlußbestimmungen
§23

(1) Bei wirtschaftlichen Nachteilen, deren Ausgleich in dieser 
Durchführungsbestimmung nicht geregelt ist oder die die in 
ihr enthaltenen Ausgleichssätze wesentlich über- oder unter­
schreiten, ist der Ausgleich in der tatsächlich nachgewiesenen 
Höhe vorzunehmen.

(2) Werden abgestimmte oder festgelegte Maßnahmen zur 
Vermeidung oder Verminderung wirtschaftlicher Nachteile auf 
der Grundlage von.Untersuchungen gemäß § 2 vom sozialisti­
schen Landwirtschaftsbetrieb aus ungerechtfertigten Gründen 
unterlassen oder nicht ordnungsgemäß durchgeführt, so ent­
fällt der Anspruch auf Ausgleich der wirtschaftlichen Nach­
teile. Dies gilt auch, wenn nach erteilter Zustimmung Maßnah­
men durchgeführt wurden, die höhere materielle und finan­
zielle Aufwendungen für den Ausgleich der wirtschaftlichen 
Nachteile zur Folge haben.

§24
(1) Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Januar 1986 

in Kraft und ist bereits bei der Planausarbeitung für das Jahr 
1986 anzuwenden.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
a) Erste Durchführungsbestimmung vom 28. Mai 1968 zur 

Bodennutzungsverordnung — Ausgleich der Wirtschafts­
erschwernisse — (GBl. II Nr. 56 S. 295; Ber. GBl. Nr. 116 
S. 918),

b) Dritte Durchführungsbestimmung vom 4. Januar 1984 
zur Bodennutzungsverordnung — Änderung der Ersten

' 4 Z .  Z. gilt das Gesetz vom 17. Februar 1954 über die Entschuldung 
der Klein- und Mittelbauern beim Eintritt in landwirtschaftliche Pro­
duktionsgenossenschaften (GBl. Nr. 23 S. 224).


